“un 


Serantwortliche 
Redakteure. 


Für den politiſchen Theil: 
6. Fontane, 
für Feuilleton und Vermiſchtes: 
3. Steinbach, 
für den übrigen redakt. Theil: 
H. Schmiedehaus, 
ſämmtlich in Poſen. 
Verantwortlich für den 
Audi n We 5 


„ Klugkifl in Poſen. 3 


Ar. 856 


Preußiſcher Landtag. 
Abgeordnetenhaus. 


(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
12. Sitzung vom 5. Dezember, 11 Uhr. 


Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung des Schul- 
geſetzentwurfs. 5 l x 

Kultusminiſter v. Goßler: Die Regierung iſt ſich bewußt, 
einen ſeit Jahrzehnten gehegten Wunſch der Landesvertretung er⸗ 
füllt zu haben. Gerade jetzt hat der Zuſammenhang mit der an⸗ 
dern großen Geſetzreform es nothwendig gemacht, Ihnen die Schul⸗ 
ordnung vorzulegen. Denn um Zweckverbände in der Landgemeinde⸗ 
ordnung zu konſtruiren, mußte ihnen ein Inhalt für ihre Thätig⸗ 
keit gerade im Schulweſen gegeben werden. Andererſeits wäre die 
Ueberweiſung gewiſſer Ueberſchüſſe der Grund- und Gebäudeſteuer 
an die Kommunalverbände nicht möglich ohne dieſe Aufgaben, die 
dieſe Verbände zu erfüllen haben. Selbſtverſtändlich iſt wieder der 
Vorwurf gemacht worden, daß der Entwurf entweder zu weit oder 
zu eng jei. Gegen den letzteren Vorwurf bedarf es keiner Verthei⸗ 
digung. Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte zeigen, daß ein 
das geſammte Unterrichtsweſen umfaſſendes Geſetz ein übermenſch⸗ 
liches Unterfangen iſt. Die ſchwierige Materie des Schulaufſichts⸗ 
geſetzes glaubt die Regierung, da dem Verfaſſungsparagraphen be⸗ 
reits entſprochen iſt, zur Diskuſſion ſtellen zu ſollen. Wenn die 
Regierung für einen großen Theil des Vaterlandes neue Träger 
für die Schulunterhaltungspflicht einführen will, je iſt es nöthig, 
2 Du neuen Träger das Maß der Unterhaltungspflicht feſt⸗ 
zuſetzen. a 5 
Der Entwurf will lediglich die Beſtimmungen der Vexfaſſung 
über die öffentliche Volksſchule zur Ausführung bringen. Er paßt 
darum auch allerdings in keine Theorie eines Einzelnen über die 
Ausgeſtaltung des preußiſchen Schulweſens; dafür aber haben der 
Unterrichtsverwaltung die Prinzipien der Verfaſſung als Leitſterne 
ihrer Thätigkeit vorgeſchwebt. Ich werde gern Belehrungen darüber 
entgegen nehmen, ob und wie der Entwurf ſich innerhalb der Ver⸗ 
faſſung hält oder ihre Grenzen überſchreitet. Der Entwurf ver⸗ 
meidet auch möglichſt die Erörterung und Feſtlegung von Prinzipien⸗ 
fragen, denn gerade an ſolchen ſind ſchon viele Reformpläne ge⸗ 
ſcheitert. Die letzten Prinzipien können auch nicht ausgetragen werden, 
weil die Schule durchaus eine gewiſſe Harmonie und Einheit ver⸗ 
langt. Wir und noch mehr unſere Kinder können nicht allein der 
Kirche, nicht allein dem Staate angehören; fo muß es auch in der 
Schule und mit dem Lehrer fein. Daß ſämmtliche Volksſchulen 
auf kommunale Grundlage geſtellt werden, entſpricht durchaus der 
Verfaſſung, ebenſo daß die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten 
nach den geltenden Gemeindeordnungen durch Organe der Gemeinde 
erfolgen ſoll. Natürlich kann der Schulvorſtand nicht mit ganz ſo 
weitgehenden Rechten ausgeſtattet werden, als es in verſchiedenen 
Theilen des Vaterlandes bereits heute der Fall iſt. Dafür hat 
aber auch die Gemeinde jetzt eine ungleich größere Befugniß zu 
erfüllen als gegenwärtig der Schulvorſtand allein. Die Schul⸗ 
deputation in den großen Städten ſoll keineswegs verkümmert 
werden. Die Einführung der ſogenannten widerruflich eingeſetzten 
Mitglieder des Stadtſchulraths iſt falſch aufgefaßt worden. Es ſoll 
damit geſagt werden, daß unter allen Umſtänden im Schulvorſtand 
ein Mitglied der Neligionsgeiellichaften, denen die Kinder ange⸗ 
hören, vertreten ſein muß, der den Religionsunterricht leitet, und 
es ſoll ausgedrückt werden, daß dieſe Mitglieder nicht der Dis⸗ 
ziplinargewalt der Gemeinden unterliegen. Die Disziplinargewalt 
lich Gemeinden iſt unzuläſſig gegenüber dem Lehrer, dem Geift- 

en. 

Der Entwurf mußte naturgemäß auch das Vermögen der 
früheren Schulunterhaltungsträger, ſoweit dies lediglich für das 
öffentliche Schulweſen beſtimmt iſt, auf die neuen Träger übergehen 
laſſen. Die Beſtimmung, daß Kirchen- und Kirchengemeindever⸗ 
mögen, das lediglich zur Erfüllung des allgemeinen Unterrichts 
beſtimmt iſt, auf die Gemeinden übergehen ſoll, bedeutet daher 
leine Konfiskation, ſondern nur eine Ueberführung des Vermögens 
von den früheren Trägern der Schullaſten auf den neuen Träger. 
— Aus der anderweiten Belaſtung, die der Entwurf einführt, 
ſchließt man zu Unrecht auf die Abſicht, die Gutsbezirke zu 
bevorzugen. Im allgemeinen iſt da, wo der Gutsherr Schul⸗ und 
Kirchenpatron a iſt, der Gutsbeſitzer mit erheblich höheren 
Laſten bepackt als früher. Günſtiger geſtellt ſind allerdings die 
Gutsbezirke, in denen große induſtrielle Anlagen ſich befinden. Aber 
es iſt doch nur gerecht, daß dort die Gutsbeſitzer ſich an denjenigen 
erholen können, welche die Steigerung der Schullaſten verurſachen. 
Es läßt ſich auch nicht ſicher ſagen, daß die Gemeinden viel un⸗ 
Banſtiger wegkommen. Dieſelben verlieren durch das Privileg der 
Berten und Militärperſonen, ſie können dafür aber die juriſtiſchen 
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u den Laſten heranziehen. Außerdem aber mußte 
u die großen Entlaſtungen, welche den Gemeinden in den 
ind ſich eren durch das Eintreten des Staats zu Theil geworden 
ſind, en b erinnern. Auch die größeren Gemeinden erlangen durch 

E viele Vortheile, weil die Alterszulagen ausgedehnt 
nd auf alle Gemeinden und unabhängig von den Gehaltsſyſtemen 
n den Ander 

Der in der Preſſe erhobene Vorwurf, daß der Entwurf die Omni⸗ 
potenz der Schulaufſſchtsbehörde ſtark ſteigere, iſt durchaus 
unberechtigt, Das erſte Bemühen der Regierung ift geweſen, jo 
viel Spezialbeſtimmungen in den Geſetzentwurf hinein zu bringen, 
daß man den Umfang der de Schule e wenigſtens in maximo 
genau erkennen kann. Die Schulauf ichtsbehörde kann aber nicht 
etwa die Träger der Schullaſten wingen, ihre Verpflichtungen zu 
erfüllen, ſondern ſie hat nur das Recht, den Landrath anzuweiſen, 
eine Etatiſirung zu machen, und gegen ſeine Etatiſirung tritt nach⸗ 
her die Klage vor den Organen der i aeg ein. Daß 
über Grundgehalt und Alterszulagen in der Regel der Bezirks⸗ 
und Kreisausſchuß gehört werden ſoll, iſt ein außerordentlicher 
Fortſchritt. Wünſche in dieſer Beziehung werden von der Staats» 
a a erwogen werden. 

Inn 1110 auf die Anſtellung der Lehrer entſpricht 
die Vorſchrift in dieſem Geſetz wörtlich der Verfaſſung. Der Ent⸗ 
wurf iſt der entgegenkommendſte aller bisherigen: Der Gemeinde⸗ 
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vorſtand hat das Vorſchlagsrecht, der Schulvorſtand iſt anzuhören, 
und die Aufſichtsbebörde it an die Ernennung gebunden, es ſei 
denn, daß gewichtige Gründe, welche mitzutheilen ſind, gegen den 
Lehrer vorhanden ſind. Das geht noch über die Forderungen 
binaus, welche man früher ſtellte. Wenn man auch noch ſo ſehr 
das kommunale Prinzip betont, ſo darf doch die Schule nie 
rein kommunale Anſtalt werden. Der Staat muß einen maß⸗ 
gebenden Einfluß auf das Volksſchulweſen haben (ſehr richtig! 
rechts). Man wird aber den Organen der Selbſtverwaltung mit 
Vertrauen entgegenkommen. b 
Auch in Bezug auf die Stellung der Religionsgeſell⸗ 
ſchaften entſpricht der Entwurf der Verfaſſung. In den preußi⸗ 
ſchen Volksſchulen muß die Religion ihren Sitz haben, eine Volks⸗ 
ſchule ohne Religionsunterricht iſt ein Unding. Für einen allge⸗ 
meinen Religionsunterricht würden andererſeits Lehrbücher nur unter 
Anwendung eines unerhörten Zwanges eingeführt werden können. 
(Sehr richtig, rechts.) Außerdem würde das der Vorſchrift der 
Verfaſſung, daß ein konfeſſioneller Religionsunterricht zu ertheilen 
iſt, widerſprechen. Wenn Kinder verſchiedener Religionsgeſellſchaften 
vereinigt find, jo iſt jetzt auch die Garantie gegeben, daß die Mino⸗ 
rität ihren Religionsunterricht erhält. Auch in Bezug auf die 
Leitung des Religionsunterrichts verſucht das Geſetz den be⸗ 
ſtehenden Zuſtand zu übernehmen. Mißverſtändlich iſt die Anſicht, 
daß, wo bei Einführung neuer Lehrpläne eine Uebereinſtimmung 
der Schulverwaltung mit der Religionsgeſellſchaft nicht eintritt, 
die Schulaufſichtsbehörde eintreten ſolle. In dieſem Fall bleibt es 
vielmehr bei dem beſtehenden Zuſtand, daß die Lehrpläne und Lehr⸗ 
bücher mit voller Uebereinſtimmung der kirchlichen Oberen einge⸗ 
führt werden. Wir ſind den Religionsgeſellſchaften möglichſt ent⸗ 
gegengekommen. Sie ſollen vollkommen frei ſein in der Wahl der 
Nee welche ſie mit der Leitung des Unterrichts betrauen 
wollen. 

Die Stellung der Lehrer wird vielfach leider auch 
zum Theil in Organen der Lehxrerpreſſe, falſch beurtheilt. Es iſt 
die Garantie gegeben, daß die Lehrer wie alle anderen Beamten 
nur durch ein geordnetes richterliches Verfahren aus ihrer Lehrer⸗ 
ſtelle vertrieben werden können. Außerdem will der Entwurf in 
Bezug auf das Dienſteinkommen die Lehrer vollkommen unabhän⸗ 
gig und frei ſtellen. Das unleidliche Verhältniß zwiſchen einzelnen 
Lehrern und Gemeinden ſoll aufhören, und die Schaulaufſicht ſoll 
nicht mehr als Puffer zwiſchen Gemeinden und Lehrern eintreten. 
Mit dem Gedanken, das Mindeſteinkommen der Lehrer feſtzuſetzen, 
hat ſich die Regierung eingehend beſchäftigt, ebenſo mit der Frage, 
ob dieſes Mindeſteinkommen nicht durch Staatszuſchuß feſtgeſetzt 
werden könne. Aber alle Bemühungen in dieſer Richtung haben 
ſich als fruchtlos erwieſen. Es liegt auch ernſtliche Gefahr für den 
Lehrer darin, daß, wenn man ein Mindeſteinkommen feſtſetzt, die 
Tendenz immer dahin gehen wird, über daſſelbe nicht hinauszu⸗ 
gehen. Sollte es aber dem Hauſe gelingen, hierin irgend etwas 
Brauchbares zu finden, ſo werden wir den vorgeſchlagenen Weg 
beſchreiten. (Beifall.) Diejenigen, welche die Erhöhung der Alters⸗ 
zulagen um 100 Mark für zu gering halten, vergeſſen, daß wir erſt 
im letzten Nachtragsetat im Stande waren, die Alterszulagen auf 
die jetzige Höhe zu bringen. Hätte ich damals geahnt, daß jetzt 
dieſer Entwurf vorgelegt würde, jo hätte ich die damalige Erhöhung 
in dieſem Entwurf ſelber vorgenommen, und dann wäre ein allge⸗ 
meiner Jubelhymnus ausgebrochen. 


Die Schwierigkeit der Materie kann das Haus nicht abhalten, ſch 


an der Löſung der Aufgabe theilzunehmen. Ich bitte Sie, daß, 
wenn Sie über die Schwierigkeiten hinweggekommen ſind, Sie auch 
Ihre Kommiſſion mit dem Geiſte der treuen Arbeit erfüllen, 
welcher ein Geſetz zu Stande bringen wird, daß endlich die Be⸗ 
dürfniſſe des Vaterlandes erfüllt und den kommenden Geſchlechtern 
zum denen gereichen wird. (Beifall rechts und bei den National- 


liberalen. 
Abg. Dr. Brüel ga: Wir können zu dem vorliegenden 
Entwurf eine freundliche Stellung nicht einnehmen; denn derſelbe 
ſchlägt revolutionäre Wege ein. (Sehr richtig im Zentrum), und 
führt zur Omnipotenz des Staates. Von den Fragen, die zu löſen 
waren, iſt kaum eine gelöſt, und die gelöſten nicht in unſerem 
Sinne. Das Geſetz iſt zu bureaukratiſch, der Schulaufſichtsbehörde 
ſind zu weite Befugniſſe eingeräumt, ſo ſchon gleich am Anfang 
des Geſetzes, betr. die Bildung von Schulverbänden. Ebenſo liegt 
die Entſcheidung über das Gehalt der Lehrer ohne Schranken in 
den Händen der Aufſichtsbehörden. Die Beſtimmungen über die 
Anſtellung der Lehrer werden zu vielen Mißſtimmungen in den 
Gemeinden führen. Das Geſetz beſeitigt ohne Weiteres alle ge⸗ 
ſetzlichen Präſentationen ohne Rückſicht auf die Leiſtungen, die bis⸗ 
her gewährt ſind, oder in Zukunft gewährt werden müſſen. Da⸗ 
mit wird gleichzeitig beſeitigt jedes beſondere Aufſichtsrecht der 
Gemeinden; auch durch alle Rechte der Gemeinden wird jetzt ein 
Strich Aach de welche ihnen bei Erlaß des Schulaufſichtsgeſetzes 
ausdrücklich garantirt ſind. Bei der Konfiskation des Schul⸗ 
vermögens werden vielfach ausdrückliche Beſtimmungen, welche 
der Stifter bei Stiftungen getroffen hat, verletzt werden. Es wird 
außerdem oft Vermögen, das einer Konfeſſion gehörte, in der 
Hauptſache für eine andere Konfeſſion verwandt werden; die Mi⸗ 
norität der bürgerlichen Gemeinde, welche die Pflichten und Laſten 
übernimmt, wird oft äußerſt ungerecht belaſtet werden. Nicht zu 
rechtfertigen iſt beſonders die Konfiskation des für Schulzwecke be⸗ 
ſtimmten Kirchenvermögens. 

In Bezug auf die Konfeſſion des Lehrers vermißte ich in dem 
Entwurf jede Beſtimmung. Der Miniſter kann das nach wie vor 
halten, wie er will. Da der Religionsunterricht fich, non der 
Konfeſſion der Kinder, richten bh o kann der evangeliſche Lehrer 
gezwungen werden können, katholiſchen Unterricht zu ertheilen. 
5 iderſpruch, Die Leitung des Neligionsunterrichts ſeitens der 
etreffenden 15 eſellſchaft iſt durchaus nicht genügend ge⸗ 
ſichert. 5 iſt es in die Allmacht der Schulverwaltung gelegt, 
für eine konfeſſionelle Minorität von Kindern beſondere konfeſſionelle 
Schulen zu errichten oder nicht, während in den früheren Ent⸗ 
würfen für beſtimmte konfeſſionelle Minoritäten konfeſſionelle 
Schulen errichtet werden mußten. Bei der Errichtung von kon⸗ 
feſſionellen Schulgemeinden will man das Beſtehende vollkommen 
umſtürzen, während es bei uns in Hannover 20 Jahre mühſeliger 
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Arbeit bedurft hatte, um die konfeſſionellen Schulbezirke genam 
abzugrenzen. Soll dies Geſetz annehmbar ſein, ſo muß in dem⸗ 
ſelben die Berückſichtigung des Beſtehenden und der Autonomie 
der Gemeinden zum Ausdruck gebracht werden. (Beifall im Zentrum.) 
Abg. Seyffart (nl): Die Vorlage gt für die preußiſche 
Volksſchule endlich den ſo lange fehlenden Rechtsboden. Beſonders 
zu begrüßen iſt die Beſtätigung des Grundſatzes, daß die Volks⸗ 
ſchule im Weſentlichen Staatsſchule bleibt, die Schärfe des bureau⸗ 
kratiſchen Geiſtes, welcher hie und da in der Vorlage zum Aus⸗ 
druck kommt, wird hoffentlich durch die Kommiſſion gemildert 
werden. Zu weit geht uns der Entwurf in Bezug auf die Auf⸗ 
ſicht des Klerus; hier werden wir uns bemühen, in der Kommiſſion 
eine Umwandelung zu ſchaffen. Von den Simultanſchulen ſind 
leider die meiſten aufgelöſt, ich hoffe aber, daß da, wo dieſe Schulen 
ſich bewährt haben, fie auch erhalten bleiben. Durchaus richtig iſt 
die Wahrung des kommunalen Prinzips, wonach die Gemeinde 
der Träger der Schullaſten iſt. Es wird auch zu prüfen ſein, ob 
nicht die Zweckverbände der Landgemeindeordnung 
Schulverbänden beſtimmt werden. N 
Bei der Anſtellung der Lehrer würde es am beſten ſein, wenn 
anſtatt der Präſentation mehrerer Lehrer immer nur ein Lehrer 
zur Beſtätigung vorgeſchlagen würde. Dringend wünſchenswerth 
wäre es aber, im Intereſſe der Lehrer wie der Gemeinden, wenn 
ebenſo wie für die Alterszulagen für das Grundgehalt ein Mini⸗ 
mum feſtgeſetzt würde. Bedauert muß aber werden, daß in dieſem 
Geſetze die Lehrerinnen nicht bedacht worden ſind. 
Herr Richter hat vollſtändig Recht, wenn er meint, daß die 
7 Millionen, welche der Staat aus der lex Huene für Schul⸗ 
zwecke verwenden will, dem Weſten genommen werden und dem 
Oſten zu Gute kommen. Aber ſolche landsmannſchaftlichen In⸗ 
tereſſen dürfen nicht maßgebend ſein, wir müſſen das Allgemeine 
in Betracht ziehen. (Beifall bei den Nationalliberalen.) 
Abg. Dr. Reichenſperger (Bentr.): Die Vorlage ent⸗ 
hält eine Anzahl von Beſtimmungen, welche den Gemeinden und 
Religionsgeſellſchaften große Nachtheile zufügen. Vors Allem aber 
ſtehen „„ namentlich die 88 17 und 45, im ent⸗ 
ſchiedenen? iderſpruch mit der Willensmeinung der Verfaſſungs⸗ 
urkunde, was ich als einziger Ueberlebender der Entſtehung ee 
Verfaſſungsurkunde in dieſem Hauſe am beſten bekunden kann. 
In der oktroyirten Verfaſſung von 1848 iſt der Grundſatz klar 
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ausgedrückt, daß der Religionsunterricht nicht von den Gemeinden 


des Staates, ſondern von den Religionsgeſellſchaften beſorgt wer⸗ 
den ſoll. Deshalb wurde auch das Wort „Beſorgung“ des Reli⸗ 

ieſe Willensmeinung der Verfaſſungsurkunde iſt aber in d 
Vorlage durchaus nicht verwirklicht, wonach ein Uebereinlommen 
zwiſchen der Schulverwaltung und den Religionsgeſellſchaften zu 
treffen iſt, letzteren aber jede eigene Initiative genommen wird. 
Wenn auch kein Lehrbuch eingeführt werden wird, das Verſtöße 
gegen eine Religionslehre enthält, ſo kann es doch 
der betreffenden Religionsgeſellſchaft vollkommen untauglich fein. 
In der Vorlage wird der Lehrer zum ſouveränen Herrn über den 
Religionsunterricht gemacht. Durch den Schulzwang wird der 
Familienvater gezwungen, ſeine Kinder in den Religionsunterricht 
eines Lehrers zu ſchicken, der ſie womöglich den Dogmen ihrer 
Kirche ganz entfremdet, während doch nach Artikel 22 der Ver⸗ 
faſſungsurkunde der Religionsunterricht in den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen den Anforderungen der Familienväter entiprechen ſoll. 
Schließlich wird es noch im preußiſchen Staate dahin kommen, daß 
man im Geiſte Ludwig XIV. ſagt: Das Chriſtenthum bin ich. 

„Direkt der Verfaſſungsurkunde widerſpricht die Konfiskation des 
Kirchenvermögens für Schulzwecke. Denn nach Artikel 9 iſt das 
Eigenthum unverletzlich. Wenn all dieſes aus dem Geſetz nicht 
ausgemerzt wird, ſo ſäen Sie mit dieſem Geſetze eine Saat, deren 
Ernte nur von den Herren Bebel und Liebknecht eingeheimſt werden 
wird. (Beifall im Zentrum; Unruhe rechts.) 

Abg. Weſſel (frk.) beſtreitet dem Abg. Brüel, daß man aus 
dem Geſetze herausleſen kann, daß ein evangeliſcher Lehrer mit 
dem konfeſſionellen katholiſchen Religionsunterricht betraut werden 
kann; das iſt noch nirgends vorgekommen. Auch in Bezug auf 
die Uebertragung der Schulunterhaltungspflicht von den bisherigen 
Trägern auf die Gemeinden ſtelle man ſich die Schwierigkeiten 
zu groß vor. Jedenfalls ſei eine ſolche Uebertragung nur 
gerecht, namentlich wo bisher Gutsbeſitzer ohne eigentlichen 
Grund die Hauptlaſten trugen, während andererſeits die 
Patronatsgutsherren auch mit Recht mehr belaſtet würden. 
Der Entwurf komme den bürgerlichen Gemeinden ſehr ent⸗ 
gegen, namentlich auch in der Frage der Anſtellung der Lehrer, 

Redner wendet ſich ſodann gegen den Abg. Reichensperger, 
deſſen Forderungen er nur für durchführbar hält, wenn entweder 
an die Stelle der öffentlichen Volksſchule die Kirchſchule tritt oder 
der Religionsunterricht in der Volksſchule ganz beſeitigt wird 
(Widerſpruch im Zentrum). 5 g 

Seine Partei verlange eine ſtärkere Betheiligung der Organe 
der Selbſtverwaltung, beſonders auf dem Lande: ſie fordere, daß 
die Rechte der Gemeinden gegenüber übertriebenen Anforderungen 
der Schulaufſichtsbehörde an ihre Leiſtungsfähigkeit mehr zur 
Geltung kommen. p g 

Im Ganzen ſteht Redner und ſeine Partei der Vorlage ſom⸗ 
pathiſch gegenüber. Wir ſind auch bereit, in Bezug auf die lex 
Huene Konzeſſionen zu machen, wenn das Zuſtandekommen des 
Geſetzes davon abhängt. Proteftiren muß ich aber dabei gegen 
die Anſchauung des Kultusminiſters, als ob die Ueberweiſung aus 
der lex Huene an die zu bildenden Schulverbände eine ausgemachte 
Sache ſei. An wen die Ueberweiſung erfolgen ſoll, müſſen wir 
uns durchaus behalten. Wir wollen unter allen Umſtänden dies 
Geſetz in dieſer Seſſion verabſchieden. Wir hoffen, daß dann die 
vergiftenden Debatten aufhören, die jedesmal ſich erheben, wenn 
über die Volksſchule . wird. (Beifall rechts. = 

Abg. elle (dfr.): Wir freuen uns jedes Mal darüber, 
wenn eine Beſtimmung der Verfaſſung erfüllt wird. Inſofern iſt 
uns die Vorlage erwünſcht. Wir ſind auch damit einveritanden, 
daß die Stellung der Lehrer gefeſtigt, die Schulgelder beſeitigt und 
allein die Gemeinde zum — Schule Fr iſt. In der 
Verfaſſung und im Landrecht daß die ule eine an⸗ 


N in „Leitung“ des Religionsunterrichtes geändert. 


für die Zwecke 


0 


staltung des Staates iſt, und fo will ich mich auf eine weitere 
Hr der Herren Brüel und Reichenſperger, die die Vor⸗ 


0 8 17 zu weit. Nach 
eligionsgeſellſchaft in die Schule 
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Die Befugniß des Miniſters, für konfeſſionelle Minoritäten kon⸗ 
ſeſſionelle Schulen einzurichten, iſt uns ſehr bedenklich; es ſcheint 
die Konfeſſionalität der Volksſchule hier durch eine Hinterthür ein⸗ 
geführt zu werden. Jedenfalls müſſen wir dabei fordern, daß be⸗ 
ſtehende Simultanſchulen nicht gegen den Willen der Gemeinden 

ef werden dürfen, und daß durch das Auseinanderreißen 
5 einer Simultanſchule in zwei konfeſſionelle die Qualität der Volks⸗ 
5 ſchule nicht verſchlechtert wird. Auch wir ſind wie der Vorredner 
| Schulverbände; ein der⸗ 
h ger Entwurf wäre für uns vollſtändig unannehmbar. 2 weni 
j wird in der Vorlage auch die Selbſtverwaltung berückſichtigt; ich 
1 


En 


a 


gegen die Gründung konfeſſioneller 


| hoffe aber, daß das durch Amendirungen in der Kommiſſion wird 
. 5 t werden können. 

a e 
wualtungsſtreitverfahrens halte i 
recht der 


eſtſtellung des Lehrergehaltes auf dem Wege des Ver⸗ 
3 hal! nicht für richtig. Das Nee e 
Gemeinden iſt ein großes ae Seitens der 
Regierung; 119 aber hätten die Gemeinden, die ſchon weiter⸗ 
\ gehende Befugniſſe haben, darin geſchützt werden müſſen, indem 
nan Mindeſtrechte feſtſetzte. Gegen die Entnahme der Mittel aus 
an 0 uene habe ich perſönlich nichts einzuwenden. — Jeden⸗ 
15 alls wir 
Willkür die geſetzliche Ordnung tritt. 
Hierauf verta gt das Haus die weitere Berathung auf Sonn⸗ 
abend 11 Uhr (außerdem Novelle zur lex Huene.) 
Schluß 4 Uhr. 


Lokales. 


1 Poſen, den 6. Dezember. 


e Perſonalien im Bereich des Königl. Konſiftoriums 
der Provinz Poſen. Berufen: Der Pfarrer Brüning aus 
Filehne, zum vierten Pfarrer in Weed Diözeſe gleichen Namens. 
Der Pfarr⸗Verweſer S ii in Sandberg, 

zum Pfarrer daſelbſt. Der 1 P. Pit Oelze aus Tremeſſen zum 
weiten Pfarrer in Kolmar i. P., Diözeſe gleichen Namens. — 
Amtsniederlegung Nach einer Mittheilung des Königl. 
Konſiſtoriums der Provinz Pommern hat der bisherige Hilfs⸗ und 
Alͤrbeitshausprediger Alfred 27 7 Paul As: in Greifswald 
fein iche niedergelegt und auf die Rechte des geiſtlichen Standes 
verzichtet. 

j 12 5 Diebſtähle. Einem in Jerſitz wohnhaften Handels⸗ 
manne ſind geſtern von einer bereits ermittelten, unter ſittenpolizei⸗ 
cher Kontrolle ſtehenden Frauensperſon drei Mark aus einer 
leidertaſche entwendet worden. — Am 4. d. M. iſt einem an der 
Bäckerſtraße wohnhaften Poſtbeamten aus ſeiner unverſchloſſen ge⸗ 


erg h erthe 
von ungefähr 5 Mark geſtoblen worden. 

Aus dem Polizeibericht. Naefe ein Bettler. 
Nach dem ftädtiihen Lazaxeth geſchafft: ein Gutsbeſitzer 
Aus der Berlinerſtraße. Zwangsweiſe gereinigt: der 

Bürgerſteig vor einem Hausgrundſtück an der Schrodkaſtraße. — 
Verloren: ein braunes Lederportemonnaie mit Inhalt im Zoo⸗ 
Jo 


veſenen von unbekannter Hand eine Weckeruhr im 


andleih⸗Anſtalt in der Ziegenſtraße. 


Angekommene Fremde. 


; PVoſen, 6. Dezember. 9 
Mylius Hotel de Dresde (Fritz Bremer). Die Ritterguts⸗ 
beſitzer Major a. D. von Mollard aus Gora, Baron v. Sehdlitz 
aus Szrodke, v. Langermann⸗Erlenkamp aus Lubin, v. Schwerin 
und Frau aus Peitſchen, v. Caſel und Sohn aus Wilkowo, Jakobi 
aus Trzeionka, Hauptmann a. D. v. Schweinichen aus Hilarhof, 
Landes⸗Oekonomierath Kennemann aus Klenka, Landſchaftsdeputirter 
Nohrmann aus Po e ab e egierungs⸗ 
Präſident v. Maſſenbach aus Marienwerder, die Kaufleute Fell 
aus Mainz, Cohn aus Berlin, Bolze aus Aachen, Stoll aus Kaſſel, 

Camerer aus Stuttgart. 

Hotel de Rome. — F. Westphal & Co. Die Kaufleute 
Bielenberg aus Hamburg, Pollack und Schereck aus Berlin, 
Grünthal aus Breslau, Beutler aus Plauen, Fabrikbeſitzer Rohr 
aus e Gymnaſiallehrer Strauß aus Breslau, die Ritter⸗ 
g gutsbeſitzer Mikulski und Frau aus Siekierki, Jäger und Frau 

aus Witkowice, Cornelſen aus Dombrowka. R 
‚_,„Stern’s Hotel de I' Europe. Die Kaufleute Büſchel aus 
Tilſit, Werres aus Lübeck, die Baumeiſter Werbehn aus Ratibor 
und Corſten aus Stettin, Bankier Wutzler aus Berlin, PBrivatiöre 
Peters und Tochter aus Dresden. 

Georg Müller’s Hotel „Altes deutsches Haus“. Die Kauf⸗ 
leute Landsberg, Richard, Wertheim, Kachel und Pöſchel aus Berlin, 
Bunte aus Bielenzig, Buſſe aus Magdeburg, Riedemann aus 
Hofgeismar, Wagner aus Heinrichhau, Werner aus Leipzig, Guts⸗ 
pächter Corwinus aus Ungarn. 

dt's Hotel. Die Kaufleute Wienmann aus Magdeburg, 
e 2 Schnee e aus Tiert, Schnegans aus Lein⸗ 
3 er | r aus Le 
*Hotel’de Berlin (W. Kami 


ipzig, Brandis aus Brieg. 
. 1 f „ Geiſtlicher Dr. Liß aus 
VVA 
5 7 : tun, * 
Freubeneich mebit Töchtern aus Polen. 


Frl. Heſſe aus Metz, 
re Eu 


es allgemein begrüßt werden, wenn endlich anjtatt der d 


Diözeſe Bojanowo, bis 


iſchen Garten. — Gefunden: ein Pfandſchein der ſtädtiſchen] IIa 
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J. Graetz’s Hotel „Deutsches Haus“, vorm. s Hotel 
Die Kaufleute Schwartz aus Berlin, Schneider aus Hamburg, 
Horn aus Lübeck, Arzt Fiedler aus Steinau, Oberinſpektor Jäger 
aus Witkowiec, Wi 39 Hüllmann aus Zuleriz. 
or Jahns Hotel garni. Die Kaufleute Rath aus 
Berlin, Gerechter aus Schrimm, Obzrycko aus Reichenbach, Stein 
aus Danzig, Gutsbeſitzer Cerbe und Frau aus Georgsdorf. 

— ———— — —— — çſH— u ͥ 


Marktberichte. 


115 nur mit Quellenangabe geſtattet.) 

W. Poſen, 6. Dez. [(Getreide⸗ und Spixitus⸗Wochen⸗ 
bericht.] Der ſtrenge Froſt gr wieder nachgelaſſen und differirte 
derſelbe in der e oche nur zwiſchen 3 bis 5 Grad. 
Durch den neuerdings gefallenen Schnee haben die Winterſaaten 
einen hinreichenden S N Die Zufuhren aller Zerealien waren 
nur ſchwach und beſchränkten ſich zumeiſt auf nahe gelegene Bahn⸗ 
ſtationen. Die größeren Händler in der Provinz verſenden jetzt 
faſt alles direkt nach unſeren Bezugsgegenden Schleſien, der Laufit 
und Sachſen. Auch aus Weſtpreußen kommen jetzt nur geringe 
Bahnzufuhren heran, während aus Polen Offerten nunmehr faſt 
gänzlich fehlen. In der Situation des Geſchäftsverkehrs iſt keine 
weſentliche Aenderung zu verzeichnen; die Tendenz war jedoch 
weſentlich feſter als in der Vorwoche. Konſumenten ſowie Expor⸗ 


teure zeigten Kaufluſt und nahmen auch größere Poſten aus dem 


arkt. 
Weizen erzielte bei feſter Stimmung etwas beſſere Preiſe. 
Hauptkäufer waren hieſige Müller, 190—201 M. 
Roggen fand zu Verſandzwecken beſſere Beachtung und 
waren auch geringere Qualitäten leichter verkäuflich, 164—171 M. 
Gerſte ſpeziell in feiner Waare gefragt. Offerten davon 
waren nur höchſt unbedeutend, 140 —170 M. 
afer ließ ſich leicht an den Mann bringen, 134—142 M. 
rbſen wurden etwas höher im Preiſe gehalten, Futter⸗ 
waare 136 bis 142 Mark, Kochwaare 150—160 M. 
Lupinen waren zu Verſandzwecken beſſer beachtet, blaue 
83—89 M., gelbe 90—98 M. 
Buchweizen in feſter Haltung 140—147 M. 

Spiritus. Uebereinſtimmend mit der Berliner Preisſteigerung 
ſchließt auch unſer Markt wiederum ca. 1¼ bis 2 M. höher 115 
egen Schluß der Vorwoche. Die Nachfrage für Rohwaare ftitt 
mmer ſtärker hervor und die hier im Allgemeinen geringfügig her⸗ 
ankommenden Zufuhren finden von Spritfabriken ſchnelles Unter⸗ 
kommen. Waare ab Bahnſtationen iſt begehrt und wird zum Vers 
ſandt nach Mitteldeutſchland abſorbirt. Für ſpätere Termine gehen 
nur wenig Kaufordres ein. 1085 Sprit beſteht reger Abzug na 
dem 3 ande und find unſere Fabriken recht gut beſchäftigt. 
Stärkefabriken treten jetzt wieder 117 Kartoffeln als forcirte Käufer 
auf und bewilligen ſchon 1,50 bis 1,60 M. pro Zentner. Der 
Brennereibetrieb iſt ziemlich ſtark, da die jetzigen Spirituspreiſe 
ſchon lohnend ſind. 

Schlußkurſe: Loko ohne Faß (50er) 61,20 M., (70er) 41,80 M. 

Dezember (50er) 61,20 M., (70er) 41,80 M., Januar (50er) 61,20 
Mark, (70er) 41,80 M. 


Berlin, 5. Dez. Zentral⸗ Markthalle. Amtlicher Be⸗ 
richt der ſtädtiſchen Markthallen⸗Direktion über den 4 — in 


b 
jebr begehrt. 
n See wa 
| Ruhiges Geſchäft, 
Preiſe feſt. Gemüſe, Obſt und Südfrüchte. Unverändert. 
leiſch. Rindfleiſch Ia 60—63, IIa 53—58, IIIa 45—52, Kalb⸗ 
Ia 58—70, 45—56, Hammelfleiſch Ia 60—65, IIa 50—57, 
Schweinefleiſch 49—57, Batonier do. 46—48 M., ſerbiſches do. — 
„galiziſches — M. per 50 Kilo. 
Geräuchertes und geſalzenes Fleiſch. Schinken ger. mi 
Knochen 90—100 M., Lachs⸗ 


Knochen 80—90 M., do. ohne 
ihinfen 120—140 M., Speck, ger. 75 M., harte Schlackwurſt 


110—140 M. per 50 Kilo. 

Wild. Rothwild 0,38 —0,44, leichtes Rothwild 0,55—0,58, 
Damwild 0,48 0,54, Rehwild la. do. 0,70 —0,80, IIa. do. 0,65, 
Wildſchweine 30—35 Pf. ver / Kg., Kaninchen p. St. 60-75 Pf. 
Hafen Prima 2,75—3,15 M., junge leichte — M. 

8 Geflügel, lebend. Gänſe — M., Enten 
1,30 Mark, Puten 4,10—6,00 Mark, Hühner, alte 0,80 — 1,20 Mark. 


do. junge 0,60 —0,80 M., Tauben 0,35—0,40 M., Zuchthübner — 
M., Perlhühner — M. per Stück. 3 

Schalthie re, lebende Hummern 50 Kilo — M., Krebſe 
große, 12 Gentim. und mehr per Schock —,— Mark, do. mittel⸗ 
große 3,00—4,00 Mk., do. kleine 10 Ctm. 1,50 —1,75 Mark, do. 
galiziſche, unſortirt —,.— M. . | 

Butter. Oſt⸗ u. weſtpreußiſche Ia. 116—120 M., IIa. 110 
bis 114 M., Holſteiner u. Mecklenburg. Ja 114—118, do. IIa 110113 
M., ſchleſiſche, pommerſche und poſenſche Ia. 114—118 M., do. do. 
. 110—113 M., geringere Hofbutter 100 —105 M., Landbutter 88 
bis 95 M., Polniſche 80—85 M., Galiziſche — M. 

er. Hochprima Eier, mit Nabatt, 3,70 M., Prima do. do. 

82 4 „Durchſchnittswaare do. 3,45 Mk., Kalkeier 3,30 Mk. per 
Schock. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


London, 6. Dez. Gladſtone theilte der iriſchen Depu⸗ 
tation nachträglich mit, daß er eine weitere Unterredung nicht 
für nothwendig halte. Eine ſchriftliche Antwort Gladſtones iſt 
bis Mitternacht nicht eingegangen, wird indeſſen vor Beginn der 
Sitzung von der iriſchen Partei Mittags erwartet. Aus dem 
Stande der Sache folgert man nunmehr, daß Gladſtone ab⸗ 
lehnen werde, Verſprechungen zu machen, bis die Frage des 
Rücktritts Parnells gelöſt iſt. 


iritus. 
ch PH peu (Loko ohne 


er 


tigung des Kreisausſchuſſes und eine autoritativere Stellung 
der Geiſtlichen im Schulvorſtande. Abg. Windthorſt er⸗ 
klärte, das . für das Zentrum unannehmbar, da es 
die Grundlagen katholiſchen Kirche erſchüttere und nur 
neue konfeſſionelle Kämpfe hervorrufen werde; das Geſetz ſei 
die legaliſirte Willkür und eine Verletzung der Verfaſſung, 
da es nicht Freiheit für die Wahl der Lehrer und des Lehr⸗ 
ſtoffs gebe; die Kirchenorgane müßten die vollſtändige Leitung 
des Religions unterrichts haben, ſonſt werde die Lehrfreiheit 
nicht gewahrt. 

Berlin, 6. Dez. Das Weißbuch über den Aufſtand in 
Oſtafrika enthält einen Bericht des Lieutenant Schmidt an 
den Reichskanzler, in dem Emin Paſchas Aktion in Tabora 
mitgetheilt wird. Emin ſchlage nicht gerade die Beſetzung von 
Tabora, ſondern die der 1⅛ Stunden von dem arabiſchen 
Hauptquartier entfernten früheren Miſſionsſtation Kipalla 
Pulla vor, die ſich trefflichſt eigne. Jedoch wurde die Beſetzung 
augenblicklich nicht vollzogen. Auch Emins Forderungen um 
Verſtärkung und Munition wurden nicht erfüllt. Die beiden 
anderen Weißbücher enthalten im Weſentlichen bereits Bekanntes. 

Zanzibar, 6. Dez. Die Vorarbeiten zum Bau der Eiſen⸗ 
bahn von Bagamoyo nach Dar⸗-es⸗Salaam find bereits in 
Angriff genommen worden. Der mit den Arbeiten betraute 
Ingenieur geht am 12. d. Mts. nach Zanzibar ab. Frhr. 
v. Soden und Lieut. Schmidt reiſten geſtern ab; Michahelles 
geht morgen ab. Alle deutſchen Beamten bereiten ihre baldige 
Ueberſiedelung nach der Küſte vor. Major v. Wißmann be⸗ 
giebt ſich ſofort nach Lindi, um die Expedition gegen den 
Häuptling Machembi, der Unruhen im Vaolande ſtiftet, zu 
befehligen. Nach Meldungen aus Uſukuma wurden alle 
Araber am Südende des Viktoriaſees von den Eingeborenen 
getödtet. Emin Paſcha beſuchte Uſambiro. 


Börje zu Poſen. 
Hoſen, 6. Dezember. [Amtlicher Börſenbericht. 
Gekũnd 5 Regultrungspreis (50er) —.—, 
Faß] (50er) 62 —, (70er) 42,60. 
Bofen, 6. Dezbr Mrivat-Bericht.) Wetter: leichter Froſt. 
&p 8 feſt u. höher. Loto ohne Faß (50er) 62.—, (70er) 42 60, 
Dezember (50er) 62,—, (70er) 42,60, Januar (50er) 62,—, (70er) 42,60. 


1 


Börfen- Telegramme. 
Berlin, 6. Dezember. (Telegr. Agentur B. Heimann, Poſen 


Not. v. 5 ; Not. 5 
Weizen feſter Spiritus ſteigend 
do. Dezember 192 501191 75 70er loko o. Faß 
do. April⸗Mai 194 25/193 50 70er Dezember 
Roggen feſter 70er April⸗Mai 
do. Dezember 183 75182 751 70er 2 


do. April⸗Mai 174 751173 — [70er Juni-Juli 
8 . b 50er loko o. Faß 
do. Abeil⸗Mar 87 28 87 20 


= & de, % 
Kündigung in Roggen 250 Wipt. ns = 
Kündigung in Spiritus (70er) —,000 Ltr., (50er) —,000 Liter. 
Berlin, 6. Dezbr. Schlun⸗Courſe. 
Weizen pr. Dezember 
do. April⸗ Mai 
Roggen pr. Dezember 0 
do. April⸗ Mai 174 25 173 25 
Spiritus (Nach amtlichen Notirungen.) vot.v 5. 
do. 70er loko 47 — 44 60 
46 50 50 


7er Dezember . 
70er April⸗Mai 
70er Mai⸗Juni 
70er Juni⸗Juli 
50er lofo . 8 


10 
70 


2 
7 


* 
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Poln. 54 Pfandbr. 71 75 
Poln. Lipuid.⸗Pfobr 68 60 
101 — Ungar. 4, Goldrente 90 40 

60 Ungar. 56 Pavierr. 88 
Oeſtr. Kred.⸗Akt. 3168 1011 
Oeſt. fr. Staatsb. S 107 9010 
Lombarden 2 60 
en e 

eit 


I 


Konſolidirte 4, Anl. 104 90 
3} 97 


" 6”, 7 90 
Poſ. 4% Pfandbrf. 101 — 
Poſ. 343 Pfandbr. 96 60 96 
Poſ. Rentenbriefe 101 906102 — 
Poſen Prov. Oblig. 96 — 96 — 
Oeſtr Banknoten 177 — 
Oeſtr. Silberrente 78 80 
Ruſſ. Banknoten 237 30 
Ruſſ 40 BdkrPfdbri01 25/101 — 


Oſtpr. Südb. E. S. A 80 80] 80 75 Inowrazl.Steinſalz 38 75 39 — 

ainzdudwighfdto 114 801115 —Ultims: Dzb. Courſ. 

Marſenb. Mlaw dto 53 25 53 40 Dux⸗Bodenb. Eiſb 231 50.231 50 

talieniſche Rente 92 9 Elbethalbahn „ „ 98 60 98 75 
Galizier Gtr 89 


Schweizer 1 
Berl. anbeignefenl 1b 601155 75 
Deutihe B. Akt. 155 60155 50 
Diskont. Kommand.208 601209 10 
Königs⸗ u. 1 25 136 50 
ruſon Werke 52 — — Bochumer Gußſtahl154 25154 90 
Schwar e 250 25 251 50 Flöther Maſchinen — — - 
Sam 0 br 8 50 5 Ruff. B. f. ausw. 9. 78 90 79 — 
a e: Staatsbahn 107 90, tt 168 10, 
Kommandit 208 75. 1 e en 


Stettin, 6 Dezember. Telegr. Agentur B. Heimann, Bofen.) 
Not. 5 Not. v. 5. 


Weizen unverändert Spiritus höher 
do Dezember 188 —|188 — ] per loko 80 W Abg. 8 


S588 88 
AS&S SS 


dto. Präm.⸗Anl 1866160 50 
Rum. 6% Anl. 1880101 25 
Türk. 1% fon. Anl. 18 40 

oſ. Sp 1 — 


40 63 70 
— 44 30 


Berlin, 6. Dez. [Telegraph. Spezialbericht der) dg. Apri-Mat 191 50191 —- „ „ On 
2 Poſ 319.) A geerdeten bene Bei der Fork, do. Pezendeber 179 4 sol „ Al Net : 46 — 4470 
ſetzung der Berathung der Schulvorlage verlangte Abg. Sta⸗ do. April Mat 168 50168 -l 
blewski mehr Rechte der Kirche in Bezug auf den Reli-| Nüböl ſtill leum“) 
ionsunterricht. Abg. v. Buch erklärte die Bereitwilligkeit — 10 1 N do. per loko 11 35 11 35 
5 Konſervativen zur Mitwirkung, deutete aber an, daß für] de. Abril⸗Ma 57. 50 57 50 


dieſe Seſſion nur eine Klärung und erſt in einer ſpäteren 
Seſſion eine Erledigung wünſchenswerth ſei; er trat für den 
konfeſſionellen Charakter der Volksſchule ein und betonte, daß 
die Konſervativen darin nichts konzediren würden, ſondern noch 
mehr verlangten. Im Einzelnen wünſchte der Redner mehr 
Rechte für den Gutsbeſitzer über die Schule, größere Selbſt⸗ 


verwaltung der Gemeinden und namentlich größere Berückſich⸗ 
Drud und Verlag ber Hofbuckbruckerel von W. Deder & Comp. M. Nöften In Wolen. 


Petroleum“) loco verſteuert Uſance 14 pCt. 


Die w 


rend des Druckes dieſes Blattes eintreffenden Depeſchen 
werden im lt. 


orgenblatte wiederbo 


Waſſerſtand der Warthe. 
y 5. Dezber. Mittags 1,72, Meter, 
Senn ae 6. iR Morgens 1,72 : 


Mittags 172 
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